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Hintergrund

1. §  8c KStG: Verlustabzug bei Körperschaften 

Durch das »Gesetz zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen 

beim Handel mit Waren im Internet und zur Änderung weiterer 

steuerlicher Vorschriften« vom 11.12.2018 (BGBl. I 2018, 2338) 

wurde die Verlustabzugsregelung des §  8c KStG grundlegend 

geändert. Der quotale Verlustabzug wurde ersatzlos gestrichen. 

Die Sanierungsklausel nach §  8c Abs.  1a KStG (in der Fassung des 

Gesetzes zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromo-

bilität … vom 12. Dezember 2019, BGBl. I S. 2451) weist nur noch 

einen Grundtatbestand auf: 

–  den vollständigen Verlustuntergang 

–   bei Übertragung von mehr als 50 % der Anteile an  

einer Körperschaft 

–  innerhalb von fünf Jahren. 

§  8c sieht Ausnahmen von der Verlustabzugsbeschränkung in Form 

einer Konzern-, Stille-Reserven- und Sanierungsklausel vor. Denn 

der Gedanke des Gesetzgebers hinter der Einführung des §  8c KStG 

war, »schädliche Beteiligungserwerbe« (Gründung und  Verkauf 

oder Verschmelzung von Verlustgesellschaften) zu vermeiden. 

Unter den Fällen, in denen die Verlustabzugsbeschränkung 

nach §  8c KStG greift, gibt es solche, die vom Gesetzgeber gewollt 

sind oder zumindest keinen Missbrauch darstellen. Daher sieht 

§  8c KStG drei Ausnahmeregelungen vor:

a.   Konzernklausel (§  8c Abs.  1 Satz 4 Nr. 1–3 KStG): Übertra-

gungen innerhalb von Konzernen und Holdingstrukturen 

scheiden bei §  8c KStG aus, wenn zwischen Überträger und 

Übernehmer eine Beteiligung in Höhe von 100 % besteht.

b.   Stille-Reserven-Klausel (§  8c Abs.  1 Satz 5 und 6 KStG): 

Übersteigen die im Betrieb enthaltenen stillen Reserven die 

Höhe der ungenutzten und damit abziehbaren Verluste, 

greift die Verlustabzugsbeschränkung nicht. Stille Reser-

ven sind dabei der Unterschiedsbetrag zwischen dem in der 

Steuerbilanz ausgewiesenen Eigenkapital und den gemeinen 

Werten der Anteile, die jeweils auf dieses Eigenkapital 

entfallen. Zu berücksichtigen ist vor allem der Firmenwert, 

für den nach §  5 Abs.  2 EStG ein Aktivierungsverbot gilt.

c.   Sanierungsklausel (§  8c Abs.  1a KStG): Erfolgt der eigentlich 

schädliche Beteiligungserwerb zum Zwecke der Sanierung der 

Verlustgesellschaft, bleiben ungenutzte Verluste abziehbar. 

Allerdings stellt der Gesetzgeber an den übernehmenden 

Rechtsträger mehrere Anforderungen:

Der Beteiligungserwerb hat zwingend zum Zwecke der Sanierung 

zu erfolgen und der Erwerber muss zudem die Absicht zur Sanie-

rung der Kapitalgesellschaft haben. Der Erhalt der wesentlichen 

Betriebsstrukturen muss erfolgen – alternativ – durch 

–   Befolgen einer Betriebsvereinbarung mit Arbeitsplatzregelung,

– Erhaltung von Arbeitsplätzen durch Einhaltung der  

Lohnsummenregelung oder

– Zuführung von wesentlichem Betriebsvermögen.

Fazit: Bei Erfüllung der Voraussetzungen bei einem Beteiligungs-

erwerb kann die Sanierungsklausel angewendet werden. Dadurch 

wird der Untergang der vorhandenen Verluste verhindert, weil 

»kein schädlicher Erwerb«. 

Das Engagement des Neugesellschafters, der zu Krisenzeiten 

Anteile erwirbt, wird ergänzend durch §  8d KStG honoriert. Nach 

§  8d KStG ist ein »fortführungsgebundener Verlustvortrag« mög-

lich, der eine Alternative zur vollständigen Verlustbeschränkung 

nach §  8c Abs.  1 Satz 1 KStG  darstellt. Mit Schreiben vom 

21.03.2021 (BStBl I S.  363) liefert das BMF auf 37 Seiten zahl-

reiche Erläuterungen und 34 Beispiele zur Anwendung des fort-

führungsgebundenen Verlustvortrags nach §  8d KStG. 

Insolvenz und Steuer –  
eine unvollendete Beziehung 
Ein Schlaglicht auf Körperschaften in der Sanierung,  
Umsatzsteuer und Kryptowerte 

Der Gesetzgeber hat für die Sanierungspraxis immer wieder neue Gesetze, Verordnungen und andere Vorschriften parat, nicht 

nur im Rahmen der jeweiligen »Jahressteuergesetze«. Die Finanzgerichtsbarkeit liefert ferner Entscheidungen, die zu beach-

ten und einzuordnen sind. Auch die Finanzverwaltung (FV) versorgt Restrukturierer und Insolvenzverwalter durchaus nicht 

selten mit neuen Schreiben, Erlassen und Anweisungen. Jüngst zeichnete sich eine Änderung des Schreibens zu §  8c KStG ab, 

siehe Entwurf eines BMF-Schreibens zur Sanierungsklausel des §  8c Abs.  1a KStG (Gz. IV C 2 – S 2745-a/00040/001/157). Die-

ses, aber auch andere Neuerungen führen zu diesen kurzen Anmerkungen zum Insolvenzsteuerrecht. 

Text: RA Dr. Marc d’Avoine, Köln/Ratingen/Essen/Wuppertal

https://www.juhn.com/fachwissen/unternehmenskauf-unternehmensverkauf/verlustvortrag-bei-gmbh-verkauf/
https://www.juhn.com/fachwissen/unternehmenskauf-unternehmensverkauf/verlustvortrag-bei-gmbh-verkauf/
https://www.juhn.com/fachwissen/unternehmensbesteuerung/stille-reserven/
https://www.juhn.com/fachwissen/unternehmensbesteuerung/stille-reserven/
https://www.gesetze-im-internet.de/kstg_1977/__8d.html
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Durch einen begleitenden Ländererlass gelten die Ausführun-

gen für die Gewerbesteuer entsprechend. Bundesweit kann damit 

auch bei – rückwirkender – Nichtanwendung der Sanierungsklau-

sel nach §  8c Abs.  1a KStG erstmalig zur Berücksichtigung eines 

schädlichen Beteiligungserwerbs in einem Veranlagungszeitraum 

bei Erfüllung der Voraussetzungen des §  8d KStG ein sog. fortfüh-

rungsgebundener Verlustvortrag beantragt werden.

Im Mai 2025 ist ein BMF-Schreiben zur Sanierungsklausel des 

§  8c Abs.  1a KStG zu erwarten. Nach dessen Entwurf (Gz. IV C 2 –    

S 2745-a/00040/001/157 – DOK: COO.7005.100.2.11583070) 

werden einige in der Praxis und Fachwelt diskutiert, aber auch um-

strittene Fragen behandelt. Beispielsweise wird laut Finanzverwal-

tung unter bestimmten Voraussetzungen »die Sanierungsabsicht 

[...] vermutet, [...]«), Rz. 6. Das Schreiben dürfte der Rechts-

sicherheit dienen, aber nicht alle Sachverhalte abbilden können 

und auch nicht künftige Streitfälle verhindern. Gleichwohl ist ein 

BMF-Schreiben zur Sanierungsklausel des §  8c Abs.  1a KStG eine 

hilfreiche Leitplanke und damit begrüßenswert. 

2. §  55 Abs.  4 InsO: BFH zu Vorsteuerüberhängen,  

BFH-Beschluss vom 11.12.2024 – XI R 1/22 

§  55 Abs.  4 InsO beschäftigt die Praxis ständig. Das BMF hat mit 

Schreiben vom 11.01.2022 Anwendungsfragen zu §  55 Abs.  4 InsO 

für alle Insolvenzverfahren, deren Eröffnung ab dem 01.01.2022 

beantragt wurde, behandelt, Gz. IV A 3 – S 0550/21/10001:001. 

Das BMF-Schreiben findet Anwendung auf alle Insolvenzverfah-

ren, deren Eröffnung ab dem 01.01.2021 beantragt wurde.

Fraglich bzw. offen war die Behandlung von Vorsteuerüberhän-

gen. Ebenso wie einige FG (etwa FG Münster, Urteil vom 12.06.2019, 

5 K 166/19 U, und FG Rheinland-Pfalz, 6 K 2185/20, 06.12.2021) 

hat der BFH betreffend Vorsteuerguthaben gegen eine Erstattung 

an die Masse entschieden (DStR 2025, 781; ZIP 2025, 842, s. Anm. 

RA/StB Dr. Daniel Sommer). Vorsteuerüberhänge aus der Zeit des 

vorläufigen Insolvenzverfahrens gehen – so der BFH – in die Jahres-

steuer des vorinsolvenzlichen Bereichs ein und werden dort sal-

diert, ohne dass der Saldierung § 96 Abs. 1 Nr. 3 InsO entgegenstünde. 

Das entspricht auch der Verwaltungsauffassung (BMF-Schreiben 

vom 11.02.2022, BStBl  I 2022, 116). § 55 Abs. 4 InsO hat somit kei-

ne »Wechselwirkung FV/Masse«. Laut BFH und Finanzverwaltung 

soll §  55 Abs.  4 InsO lediglich zugunsten des Fiskus die Umquali-

fizierung von Steuerschulden des vorläufigen Insolvenzverfah-

rens in Masseverbindlichkeiten regeln, nicht aber Erstattungsan-

sprüche zulasten des Fiskus erfassen.

Der BFH argumentiert, dass im Zeitraum der vorläufigen Insol-

venzverwaltung unter Bestellung eines sog. schwachen vorläufigen 

Insolvenzverwalters begründete Vorsteuererstattungsansprüche 

zu differenzieren und dem vorinsolvenzrechtlichen Unternehmens-

teil und nicht der Insolvenzmasse zuzuordnen sind. Es gibt somit 

keine Erstattung von Vorsteuerüberhängen aus vorinsolvenzrecht-

licher Zeit an den Insolvenzverwalter. Dem Insolvenzverwalter ist 

in der Praxis zu empfehlen, durch – zulässige  – Disponierungen von 

Geschäftsvorfällen und Leistungen/Gegenleistungen Vorsteuer-

überhänge aus dem vorläufigen Insolvenzverfahren zu vermeiden. 

Denn (rechnerische) Vorsteuerüberhänge können nicht zur Verbes-

serung der Liquidität der Masse genutzt werden. Im Interesse der 
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Gläubigergesamtheit sind umsatzsteuerbare Geschäftsvorfälle 

und damit Umsatzsteuertatbestände, aber auch Vorsteuersalden 

im Eröffnungsverfahren sorgsam zu planen. Die Entscheidung des 

BFH wird auf die Liquiditätsplanungen Einfluss nehmen müssen 

und eine signifikante Rolle für Unternehmensfortführungen 

(etwa bei im Inland produzierenden Unternehmen mit Kunden 

überwiegend im EU-Ausland) spielen.

3. BMF-Schreiben vom 06.03.2025, IV C 1 –  

S 2256/00042/064/043: »Einzelfragen zur ertragsteuer-

rechtlichen Behandlung bestimmter Kryptowerte« 

Das BMF hat inzwischen zwei Schreiben zur ertragsteuerlichen 

Behandlung von »virtuellen Währungen« bzw. von Kryptowerten 

erlassen, nämlich am 22.05.2022 (V C 1 – S 2256/19/10003 :001) 

und am 06.03.2025 (IV C 1 – S 2256/00042/064/043). Das BMF-

Schreiben vom 10.05.2022 (BStBl I S. 668) wurde erheblich erwei-

tert und neu gefasst. Das war angesichts der rasanten Entwick-

lung digitaler Vermögenswerte und der gestiegenen Bedeutung 

von Bitcoin, Ethereum und Co. und deren Einfluss auf internatio-

nale Märkte auch angezeigt. 

Im BMF-Schreiben werden Kryptoassets als digitale Vermögens-

werte, die nicht unmittelbar staatlich kontrolliert oder reguliert 

sind, dargestellt und erläutert. Funktionen werden differenziert. 

Sodann beschäftigt sich das BMF mit dem Erwerb von Kryptowerten, 

Mining und Forging, Staking und diversen fachlichen Begriffen 

rund um Blockchain, Krypto, Wallet, Token usw. Ab Seite 13 folgen 

ertragsteuerliche Einordnungen von Kryptowerten. Das BMF führt 

zu deren Verwendung und steuerlicher Behandlung bei verschiede-

nen Einkünftearten im Einzelnen aus und verortet die steuerliche 

Behandlung der Vorfälle bzw. Geschäfte. Allerdings sind Einkünfte 

aus nicht selbstständiger Arbeit und Lohnsteuerabzug im Zusam-

menhang mit der Gewährung von Kryptowerten im Rahmen eines 

Dienstverhältnisses nicht Gegenstand des BMF-Schreibens 2025.

Unter Ziffer III.1. ab Rz. 87 ff. äußert sich das BMF zu den – 

auch bei Einkünften rund um Kryptowerte relevanten – Steuer-

erklärungs-, Mitwirkungs- und Aufzeichnungspflichten. Das gilt 

etwa für Transaktionen unmittelbar »on chain«, aber auch bei 

Handel von und mit Kryptowerten über zentrale Handelsplattfor-

men eines (inländischen oder ausländischen) Betreibers. 

Stets gilt: »Die Angaben in den Steuererklärungen sind wahr-

heitsgemäß nach bestem Wissen und Gewissen zu machen (§  150 

Abs.  2 AO). Die Steuerpflichtigen sind zur Mitwirkung bei der Er-

mittlung des Sachverhalts verpflichtet (vgl. §§  90, 93, 97 AO und 

§  12 Steueroasenabwehrgesetz (StAbwG)). Die dem Verhältnis-

mäßigkeitsgrundsatz unterliegende Amtsermittlungspflicht der 

Finanzbehörde (§  88 AO) und die Mitwirkungspflicht der Beteilig-

ten stehen dabei grundsätzlich nebeneinander (BFH-Urteil vom 

15.  Februar 1989, X R 16/86, BStBl II S. 462).« 

Ab Rz. 93 fordert das BMF Mitwirkungs-, Aufzeichnungs- und 

Aufbewahrungspflichten im Betriebsvermögen ein, um ebensol-

ches ab Rz. 100 im Privatvermögen klarzustellen. Ein Verstoß 

dürfte steuerliche und ggf. auch haftungsrechtliche Sanktionen 

nach sich ziehen. Darüber werden die Veranlagungsfinanzämter 

im Einzelfall entscheiden.

Das BMF-Schreiben zu Kryptowerten mag durchaus als »Leitfa-

den« für Finanzverwaltung und Wirtschaft verstanden werden. Es 

wird sicher nicht das letzte BMF-Schreiben in diesem Kontext 

bleiben. Die ertragsteuerrechtliche Behandlung beim Traden so-

wie beim An- und Verkauf virtueller Währungen und sonstiger 

Token rückt mehr und mehr in den Fokus der Finanzverwaltung. 

4. Ausblick 

Die Schnittstellen zwischen Steuerrecht und Insolvenzrecht sind 

enorm vielfältig. Eine Harmonisierung ist nicht erreicht, wenn-

gleich in den vergangenen Jahren diverse Fragen im Steuerrecht 

und im Bilanzierungsrecht mit Insolvenzbezug behandelt wurden 

und zum Teil auch geklärt oder geregelt werden konnten, siehe 

etwa die Neufassung des §  55 Abs.  4 InsO und die Behandlung 

der Umsatzsteuer in verschiedenen Phasen der Eigenverwaltung, 

aber auch des Regelinsolvenzverfahrens. Die Sanierungs- und 

Restrukturierungspraxis wird sich weiterentwickeln und damit 

auch das Insolvenzsteuerrecht. « Fo
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